Ein Volk, welches regiert wird von einer Macht, muß die Macht kennen, von der es regiert wird. Das Volk muß diese Macht lenken und kontrollieren (können!). Es muß der Macht in den Arm fallen, wenn sie Verbrechen begeht. Andernfalls wird das Volk zum Mittäter.

„Die Grundlage der Demokratie ist die Volkssouveränität und nicht die Herrschaftsgewalt eines obrigkeitlichen Staates”. Nicht der Bürger steht im Gehorsamverhältnis zur Regierung, sondern die Regierung ist dem Bürger im Rahmen der Gesetzte verantwortlich für ihr Handeln. Der Bürger hat das Recht und die Pflicht, die Regierung zur Ordnung zu rufen, wenn er glaubt, das sie demokratische Rechte mißachten.                                             Dr. Gustav Heinemann (Bundespräsident 1969-1974)
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Eine Deutsche Bürgerinitiative gegen Amtsmißbrauch und Justizwillkür

Dieter Wegwitz * Danziger Str. 35a * 38239 Salzgitter

Bundesverfassungsgericht

Schloßbezirk 3

76131 Karlsruhe
Salzgitter, den 27.02.2007

Sehr geehrter Herr Dr. Hiegert,

Ich/wir haben Kenntnis bekommen von einer Anfrage (durch Dr. M. Haug am 12.12.06) nach einer Rechtswirksamen Auflösung der Reichsverfassung von 11. August 1919.

Ihre Antwort darauf ist nicht nur ein Armenzeugnis ihrerseits

Sondern ein Skandal für jeden mündigen Bürger dieses Landes

und einer kompletten Mißachtung des Eigentümer-Bürgerrechts

Sie - Herr Dr. Hiegert - haben keine Antwort auf einer normal leicht beantwortenden Frage gerade auf Bezug ihrer repräsentativen Stellung am "BRD" Verfassungsgericht. Lassen brisante Anfragen nur noch von Angestellten bearbeiten und (besonders wichtig) Unterschreiben!

Sie brauchen nur den International existierenden Vertrag nennen, mehr nicht. Gerade Sie als Regierungsdirektor vom "BRD" Verfassungsschutz sollten dies aus dem "ff" beantworten können.

Auch entnehme ich aus ihrer Antwort, das für Sie  DEUTSCHE BÜRGER, die realen Eigentümer dieses Landes,  nicht würdig - nicht berechtigt einer Nachfrage sind. 

Sie mißachten dadurch ihre (BRD) eigenen despotischen Gesetzgebung.

Das neue Informationsfreiheitsgesetz, von 01.01.2007 müßte eigentlich auch bei ihnen "angelangt" sein, so dass Sie ihre Pflicht zur Auskunft an JEDEN DEUTSCHEN BÜRGER kennen müßten.

Sollte dies (seltsamer weise) nicht erfolgt sein, so müßte das gesamtes Verfassungsgericht, auch außerhalb des stattfindenden Dialog einer noch exsistierenden völkerrechtlichen Staatskompetenz, in Frage gestellt werden.

Auch muß ich Sie fragen, wie die "BRD" ein Verfassungsgericht haben kann, obwohl die Kriegsverwaltung "BRD" nur ein von den "Siegermächten" gegebenes Grundgesetz hat? Wo das deutsche Volk, wie es in einer Demokratie üblich ist, keinen Einfluß (durch Eigenverwaltung/Volksentscheide) hat.

Man beobachtet dies gerade durch Frau Merkels treibende Anstrengungen für Gesetzänderungen zu Gunsten der Kriegstreibenden "Britisch- USrael" und einer Vorbereitung illegale Gesetzänderungen gegen eine Bürgerwehr jeglicher Art mit Schießbefehlsgewalt gegen uns Bürger und EIGENTÜMER dieses Landes ( Vorbereitung für einen Bürgerkrieg?). Und eine Änderung zu Gunsten eines ANGRIFFKRIEGES der "BRD". Was ich als Bürger und somit als MITBESITZER dieses Landes nicht zulassen kann. Was jeder mündige Bürger als sehr bedenklich Einstufen und nicht nur rein moralisch als Ehrlosigkeit, sondern als vollständigen Grundgesetzesbruch bewerten muß. Wo bleibt der von einem (quasi?) Real existierenden  "BRD" Verfassungsschutz (nach derzeit bestehenden Grundgesetzen) zwingenden EINSPRUCH?

Ihre Verfahrensweise verstärkt den Verdacht, das ihr Institut erschaffen wurde, um gerade der längst überfälligen Einführung (für das deutsche Volk) einer eigenen, souveränen Verfassung abzuwehren.

Die Indizien für ein Staatskomplott von seitens der BRD Justiz und Parteipolitik  für eine zionischtischen Weltdiktatur ist mittlerweile so beweiskräftig, nicht nur in meinen Augen. Das nur noch eine klare Aussage (exakte Angaben für oder gegen eine Weiterexistenz  der Alliierten Besatzungsverwaltung "BRD" in den INTERNATIONAL geltenden Verträgen seit 1990) von Ihnen meine/unsere Bedenken gegensteuern kann.

....ich bitte um Aufklärung in dieser - für JEDEN MÜNDIGEN BÜRGER Deutschlands -  so wichtige Sachlage.

Ich/Wir erwarten eine klare Antwort auf eine mögliche Weiterexistenz der "britisch-USraelischen" Besatzungsmacht "BRD" nach deren Auflösung durch den 2-4 Vertrag am 17 Juli.1990 durch Herrn  R Dumas /Frankreich, Herrn E. Schewardnadse /Sowjetrepubliken, Herrn D. Hurd /Großbritannien, Herrn J. Baker /Vereinigten Staaten von Amerika, Herrn H. D. Genscher /Bundesrepublik Deutschland und Herrn H. J. Meyer / Deutsche Demokratischen Republik.

Es müßte doch mittlerweile nach gut 17 Jahren auch Juristen mit Ihrem "Scharfblick" möglich sein, den GÜLTIGEN Internationalen VERTRAG  zu kennen und zu benennen, der die Besatzungsverwaltung  "BRD" von den Alliierten Kriegsgegnern heute noch (nach 1990) rechtfertigt. Oder Existiert solch ein Vertrag nur im Lande Nirwana? Ist dadurch die real existierende Erklärungsnot bei den "BRD Ämtern und deren Justiz" bei jeder Anfrage nach einer staatlichen Kompetenz zu erklären.

Was wiederum beweisen würde, das Sie und ihre Mitspieler bewußt Landeshochverräter gegen das deutsche Volk sind. 

In Hoffnung auf einer informativen Antwort. 

Eine Mißachtung dieses Schreibens bewerte ich als vollständiges Schuldgeständnis ihrer Person UND ihres Institutes in punkto einer Mittäterschaft in dem zur Zeit stattfindendem Staatskomplott von seitens der "BRD" gegen das Deutsche Reich.

Dies ist Landeshochverrat gegen das deutsche Volk.

In Verantwortung für das deutsche Volk 

Dieter Wegwitz
.

